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A. Einleitung

Im Bereich der medizinischen Versorgung am Lebensende hat sich in den letz-
ten Jahren rechtsgebietsübergreifend ein Wandel zu mehr Selbstbestimmung des
Patienten über den eigenen Körper und damit auch über sein Lebensende abge-
zeichnet. Die zunehmende Betonung des Selbstbestimmungsrechts1, welches die
medizinische Versorgung dem „Primat des Patientenwillens“2 unterwirft, stellt
dabei die Grundvoraussetzung auf Ebene der Grundrechte dar. Diese Entwick-
lung mag auch durch die vielerorts herangezogene zunehmende Alterung der Ge-
sellschaft3 und die damit einhergehende Tendenz zur „Enttabuisierung“ der Ster-
bephase bedingt sein.4 Die daraus im Zivilrecht gezogene Konsequenz stellt das
3. Betreuungsrechtsänderungsgesetz (3. BtÄndG) dar, welches die nähere Ausge-
staltung des Rechtsinstituts der Patientenverfügung enthält, weshalb das Gesetz
auch Patientenverfügungsgesetz (PatVG) genannt wird. Vor dieser gesetzlichen
Regelung herrschte große Unsicherheit über die – auch Patiententestamente ge-
nannten – Verfügungen eines Patienten, in denen „ein einwilligungsfähiger Voll-
jähriger für den Fall seiner Einwilligungsunfähigkeit schriftlich festgelegt [hat],
ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar bevor-
stehende Untersuchungen seines Gesundheitszustands, Heilbehandlungen oder
ärztliche Eingriffe einwilligt oder sie untersagt“, vgl. § 1901a Abs. 1 S. 1 BGB
der am 1.9.2009 in Kraft getretenen Neuregelung. Insofern hat das Gesetz grund-
sätzlich Rechtssicherheit und -klarheit geschaffen,5 insbesondere wurde die Frage
der zivilrechtlichen Verbindlichkeit einer Patientenverfügung positiv beantwortet,
vgl. § 1901a Abs. 1 S. 2 BGB.

Die Neuregelung der §§ 1901a ff. BGB wiederum diente dem 2. Strafsenat des
BGH zu einer Rechtsprechungsänderung im Bereich des Behandlungsabbruchs.
Bis dahin war es auch von der Rechtsprechung als Unterlassen durch Tun gewer-
tet worden, wenn eine zur Lebenserhaltung eingesetzte Maschine, beispielsweise
ein Respirator oder eine PEG-Sonde, abgeschaltet wurde. In seiner neuen Ent-
scheidung vom 25.6.2010 – 2 StR 454/09 gab der BGH diese normative Korrek-
tur auf Ebene des Tatbestands auf und verlagerte die Legitimierung auf die

1 Coeppicus FPR 2007, 63.
2 Stoffers, S. 540.
3 Dazu und zu den „Bedingungen des Sterbens im 21. Jahrhundert“ vgl. Müller-

Busch in v. Honnefelder/Sturma (Hrsg.), Jahrbuch für Wissenschaft und Ethik 2010,
S. 193 (196 ff.).

4 MK-StGB2/Ha. Schneider Vorbemerkung zu den §§ 211 ff. Rn. 94.
5 Coeppicus NJW 2011, 2085.



Rechtswidrigkeitsebene: So sei der Behandlungsabbruch durch den auf diesen
gerichteten Patientenwillen trotz § 216 StGB unter bestimmten Voraussetzungen
gerechtfertigt. Bei dieser neuen Einordnung bezog sich der erkennende Senat
ausdrücklich auf die neuen zivilrechtlichen Regelungen über die Patientenver-
fügung und nutzte damit die erstmalige Gelegenheit seit Inkrafttreten der
§§ 1901a ff. BGB, die neue betreuungsrechtliche Regelung auf einen strafrecht-
lichen Fall zu übertragen6 – durch die zivilrechtliche Neuregelung war er nicht
an frühere Entscheidungen gebunden, d. h. er konnte ohne Einberufung des Gro-
ßen Senats (vgl. § 132 GVG) von der alten Rechtsprechung abweichen.7

Nimmt man solch eine grundsätzliche Übertragbarkeit der zivilrechtlichen Re-
gelungen der §§ 1901a ff. BGB auf die strafrechtliche Bewertung eines Handelns
entsprechend einer Patientenverfügung an, stellt sich aber die Frage nach der
Reichweite dieser Übertragung: Ist die zivilrechtliche Neuregelung lediglich ar-
gumentativ für die strafrechtliche Legitimation der mit der Umsetzung einer Pa-
tientenverfügung einhergehenden Rechtsgutsbeeinträchtigungen heranzuziehen,
indem nur deren grundsätzliche Wertung für die Zulässigkeit eines entsprechen-
den Verhaltens übertragen wird, oder hat die strafrechtliche Bewertung streng
akzessorisch zu den betreuungsrechtlichen Regelungen der Patientenverfügung,
insbesondere zu den gestellten Anforderungen an den Ablauf der Entscheidungs-
findung zwischen Patientenvertreter (Betreuer bzw. durch Betreuungsvollmacht
Bevollmächtigtem) und Arzt bzw. Betreuungsgericht unter Beteiligung von An-
gehörigen, zu erfolgen, sodass eine Legitimation nur bei Einhaltung sämtlicher
zivilrechtlicher (Verfahrens-)Vorgaben in Betracht käme? Die Beantwortung die-
ser Frage ist Gegenstand der vorliegenden Arbeit.

Dabei ist das Augenmerk zunächst auf die in Betracht kommende Strafbarkeit
der Beteiligten – Arzt, Betreuer, Bevollmächtigter, Betreuungsrichter und Ange-
hörige – zu richten. Nach einer genaueren Auseinandersetzung mit den verfah-
rensrechtlichen Vorgaben der §§ 1901a ff. BGB sind anschließend die problema-
tischen Fallgruppen herauszuarbeiten. Dabei gilt es zu untersuchen, in welchen
möglichen Szenarien es für die strafrechtliche Beurteilung überhaupt auf eine
strenge Akzessorietät zu den zivilrechtlichen Verfahrensvorgaben ankommen
kann.

Schließlich soll im Hauptteil der Arbeit untersucht werden, ob es de lege lata
allein wegen eines verfahrensrechtlichen Verstoßes gegen die §§ 1901a ff. BGB
zu einer Strafbarkeit kommt. Dabei ist insbesondere die Rechtfertigungswirkung
einer Patientenverfügung genauer zu untersuchen – in diesem Rahmen hat eine
Einordnung in das System der „klassischen“ Einwilligungsformen zu erfolgen.
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6 So auch Eidam GA 2011, 232 (236).
7 Darauf hinweisend auch Eidam GA 2011, 232 (239); Hirsch JR 2011, 37 (39);

ebenfalls mit Hinweis auf die fehlende Bindung durch vorige Gerichtsentscheidungen
Bosch JA 2010, 908 (910).



Als Grundlage für diese Betrachtung ist zuvor aber noch eine Auseinanderset-
zung mit dem grundsätzlichen Verhältnis von Straf- und Zivilrecht erforderlich.

Das Bedürfnis nach Klärung der hier behandelten Frage bezüglich der „Folgen
eines Verstoßes gegen das nunmehr vom Gesetz vorgeschriebene Verfahren bei
der Umsetzung des in einer Patientenverfügung oder in einem Behandlungs-
wunsch geäußerten Willens“ formulierte A. Albrecht ganz treffend:

„Es bleibt der Wissenschaft und der Rechtsprechung überlassen, hier für die dringend
erforderliche systematische Klarheit zu sorgen.“8

Dazu einen kleinen Beitrag zu leisten, ist Ziel der vorliegenden Arbeit.
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8 A. Albrecht DNotZ 2011, 40 (42).


